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III. Schuldbetreibungs- und Konkursrecht

III. Schuldbetreibungs- und Konkursrecht

1. Vollstreckungsrecht

1.1 Art. 8a Abs. 3 lit. d und 17 SchKG

Regeste:
Art. 8a Abs. 3 lit. d und 17 SchKG. – Keine Legitimation des Gläubigers zur Beschw-
erde gegen eine Verfügung des Betreibungsamtes, womit dem Gesuch des Schuldners
um Nichtbekanntgabe einer Betreibung an Dritte gemäss Art. 8a Abs. 3 lit. d SchKG
stattgegeben wird.

Aus dem Sachverhalt:

1. Am 19. Dezember 2017 reichte die A. AG (nachfolgend: Beschwerdeführerin) beim Betrei-
bungsamt X. gegen die B. AG ein Betreibungsbegehren über einen Betrag von CHF 39’376’338.00
nebst Zahlungsbefehlskosten von CHF 413.30 ein. Der Zahlungsbefehl in der Betreibung Nr.
[. . .] wurde der B. AG am 3. Januar 2018 zugestellt, welche gleichentags Rechtsvorschlag
erhob.

2. Mit Eingabe vom 14. Januar 2019 liess die B. AG beim Betreibungsamt X. ein Gesuch um
Nichtbekanntgabe der Betreibung Nr. [. . .] an Dritte einreichen. Sie beantragte, die Betrei-
bung Nr. [. . .] der Beschwerdeführerin vom 19. Dezember 2017 in Höhe von CHF 39’376’338.00
sei Dritten gestützt auf Art. 8a Abs. 3 lit. d SchKG nicht bekannt zu geben, wenn die Beschw-
erdeführerin nicht innert 20 Tagen den Nachweis erbringe, dass sie rechtzeitig ein Verfahren
zur Beseitigung des Rechtsvorschlages (Art. 79-84 SchKG) eingeleitet habe.

3. Mit Schreiben vom 15. Januar 2019 forderte das Betreibungsamt die B. AG auf, innert 10
Tagen einen Kostenvorschuss von CHF 40.00 zu leisten, welcher am 18. Januar 2019, mithin
fristgerecht, bezahlt wurde.

4. Am 21. Januar 2019 forderte das Betreibungsamt die Beschwerdeführerin auf, ihm bis zum
15. Februar 2019 mitzuteilen, ob sie bezüglich der Betreibung Nr. [. . .] ein Verfahren zur
Beseitigung des Rechtsvorschlags (Rechtsöffnung oder gerichtliche Klage) eingeleitet habe
oder ob der Schuldner die Forderung vollständig bezahlt habe.

5. Mit Schreiben vom 15. Februar 2019 teilte die Beschwerdeführerin dem Betreibungsamt
mit, die B. AG habe gegen sie bereits eine negative Feststellungsklage vor dem Handelsgericht
des Kantons St. Gallen anhängig gemacht. In der besagten Klage beantrage sie die Feststel-
lung des Nichtbestandes der in Betreibung gesetzten Forderung sowie die Löschung der Be-
treibung Nr. [. . .]. Die Frage, ob die Betreibung zu löschen (bzw. nicht mehr bekannt zu geben)
sei, sei demnach bereits anderweitig rechtshängig. Die B. AG habe kein schützenswertes In-
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teresse, um sich beim Betreibungsamt gleichzeitig auf Art. 8a Abs. 3 lit. d SchKG berufen zu
können. Entsprechend sei das Gesuch vollumfänglich abzuweisen.

6. Mit Verfügung vom 20. Februar 2019 gab das Betreibungsamt dem Gesuch der B. AG
um Nichtbekanntgabe der Betreibung Nr. [. . .] an Dritte statt. Zur Begründung führte es
aus, gemäss den Weisungen der Dienststelle Oberaufsicht für Schuldbetreibung und Konkurs
müsse der Gläubiger ein Verfahren zur Beseitigung des Rechtsvorschlages (provisorische
oder definitive Rechtsöffnung oder Anerkennungsklage) eingeleitet haben. Dies sei in der
Betreibung Nr. [. . .] nicht der Fall, weshalb dem Gesuch der B. AG entsprochen werde.

7. Gegen diese Verfügung liess die Beschwerdeführerin mit Eingabe vom 27. Februar 2019
Beschwerde bei der II. Beschwerdeabteilung des Obergerichts Zug als Aufsichtsbehörde über
Schuldbetreibung und Konkurs einreichen und folgende Anträge stellen:

1. Der Entscheid des Betreibungsamtes X. vom 20. Februar 2019 (Betreibung Nr. [. . .]) sei
vollumfänglich aufzuheben.
2. In Gutheissung der vorliegenden Aufsichtsbeschwerde sei das Betreibungsamt X. anzuweisen,
die Betreibung Nr. [. . .] Dritten weiterhin zur Kenntnis zu bringen.
3. Eventualiter sei der Entscheid des Betreibungsamtes X. vom 20. Februar 2019 (Betrei-
bung Nr. [. . .]) in Gutheissung der Aufsichtsbeschwerde aufzuheben und die Sache an das
Betreibungsamt X. zur weiteren Behandlung und erneuten Entscheidfindung im Sinne der
Erwägungen zurückzuweisen.

In prozessualer Hinsicht liess sie zudem beantragen, es sei der Beschwerde die aufschiebende
Wirkung zu erteilen und das Betreibungsamt X. anzuweisen, die Betreibung Nr. [. . .] für die
Dauer des Verfahrens Dritten bekannt zu geben. Der B. AG sei in der Betreibung Nr. [. . .] Frist
anzusetzen, um sich zu äussern.

8. Mit Verfügung vom 4. März 2019 wies der Abteilungspräsident den Antrag auf Erteilung
der aufschiebenden Wirkung ab.

9. In der Beschwerdeantwort vom 6. März 2019 beantragte das Betreibungsamt X. die Ab-
weisung der Beschwerde.

10. In der Vernehmlassung vom 13. März 2019 liess die B. AG beantragen, auf die Beschwerde
sei mangels Rechtsschutzinteresses nicht einzutreten. Eventualiter sei die Aufsichtsbeschw-
erde der Beschwerdeführerin abzuweisen und die Verfügung des Betreibungsamtes X. vom
20. Februar 2019 (Betreibung Nr. [. . .]) vollumfänglich zu bestätigen.

11. Auf die Begründung der gestellten Anträge wird in den Erwägungen eingegangen.

Aus den Erwägungen:
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1. Zunächst ist die Beschwerdelegitimation zu prüfen.

1.1 Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts ist zur Beschwerdeführung nach Art. 17
SchKG legitimiert, wer durch die angefochtene Verfügung eines Zwangsvollstreckungsor-
gans in seinen rechtlichen oder zumindest tatsächlichen Interessen betroffen und dadurch
beschwert ist und deshalb ein schutzwürdiges Interesse an der Aufhebung oder Abänderung
der Verfügung hat (vgl. BGE 129 III 595 E. 3). Die Zulässigkeit der Legitimation kann nicht
abstrakt beurteilt werden, sondern ist anhand der konkreten Umstände des Einzelfalles zu
entscheiden. Dabei ist der Inhalt des angefochtenen bzw. nicht ergangenen Entscheids in
Bezug zu den geschützten Interessen des Beschwerdeführers zu setzen. Schutzwürdig und
konkret ist das Interesse, wenn der Ausgang des Beschwerdeverfahrens die Stellung des
Beschwerdeführers unmittelbar beeinflussen kann. Es ist abzuwägen, ob durch die (Nicht-)
Fällung des angefochtenen Entscheids die legitimen und schützenswerten Interessen des
Beschwerdeführers aktuell tatsächlich und effektiv (d.h. nicht bloss theoretisch-abstrakt)
tangiert sind. Das schützenswerte Interesse kann sich aus dem Schuldbetreibungsrecht, aus
der übrigen Rechtsordnung oder aber – im Ausnahmefall – auch aufgrund der konkreten tat-
sächlichen Umstände ergeben. Zur Beschwerde legitimiert ist grundsätzlich der Schuldner,
da durch die Verfügung der Vollstreckungsbehörde in seine Interessenssphäre eingegriffen
wird. Das gilt in der Regel auch für den Gläubiger. Die Legitimation ist zu verneinen bei Perso-
nen, deren Interessen durch den Entscheid des Vollstreckungsorgans in keiner Weise geän-
dert werden bzw. deren rechtliche oder faktische Stellung bei einer Änderung des Entschei-
ds nicht tangiert würde oder unverändert bliebe (Maier/Vagnato, Kommentar zum Bundes-
gesetz über Schuldbetreibung und Konkurs, 4. A. 2017, Art. 17 SchKG N 4 ff.; vgl. auch
Amonn/ Walther, Grundriss des Schuldbetreibungs- und Konkursrechts, 9. A. 2013, § 6 N
23 ff.; Cometta/Möckli, Basler Kommentar, 2. A. 2010, Art. 17 SchKG N 40 f.; Dieth/Wohl,
in: Hunkeler, Kurzkommentar SchKG, 2. A. 2014, Art. 17 SchKG N 9 ff.; Kren Kostkiewicz,
SchKG Kommentar, 19. A. 2016, Art. 17 SchKG N 20 ff; Kren Kostkiewicz, Schuldbetreibungs-
& Konkursrecht, 3. A. 2018, S. 57 N 210 ff.; Lorandi, Betreibungsrechtliche Beschwerde und
Nichtigkeit, 2000, Art. 17 SchKG N 168 ff.; Vock/Meister-Müller, SchKG-Klagen nach der
Schweizerischen ZPO, 2. A. 2018, S. 59 f.). Die Beschwerdelegitimation stellt eine Prozessvo-
raussetzung dar. Fehlt sie, ergeht ein Nichteintretensentscheid (vgl. Maier/Vagnato, a.a.O.,
Art. 17 SchKG N 3; Vock/Meister-Müller, a.a.O., S. 61).

1.2 Gegen den Entscheid des Betreibungsamtes im Rahmen des Verfahrens um Nichtbekan-
ntgabe einer Betreibung an Dritte gemäss Art. 8a Abs. 3 lit. d SchKG steht den betroffenen
Parteien gemäss den allgemeinen Grundsätzen die Beschwerde nach Art. 17 ff. SchKG offen.
Nicht Partei in diesem Verfahren ist die betreibende Person; sie hat keinen Anspruch darauf,
dass ihre Betreibung bei der betriebenen Person im Register aufgeführt wird (vgl. Bericht
der Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates vom 19. Februar 2015, BBl 2015 3218).
Dem Betreibungsschuldner steht gegen eine ablehnende Verfügung des Betreibungsamtes
die Beschwerde nach Art. 17 SchKG offen. Da der betreibende Gläubiger von dem Verfahren
vor der Aufsichtsbehörde nicht betroffen ist, wird er nicht informiert (vgl. Jürgen Brönni-
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mann, Verstärkter Schutz vor ungerechtfertigten Betreibungen und ihren Auswirkungen, in:
Festschrift für Jolanta Kren Kostkiewicz, Zivilprozess und Vollstreckung national und interna-
tional – Schnittstellen und Vergleiche, 2018, S. 414).

1.3 Die Beschwerdeführerin bringt zur Begründung ihres schutzwürdigen Interesses vor, mit
der Nichtbekanntgabe der Betreibung an Dritte werde suggeriert, dass die Betreibung nicht
rechtmässig erfolgt sei, was ja nachweislich nicht der Fall sei. Darüber hinaus sei es so, dass
sie als Gläubigerin der Betreibung Nr. [. . .] ganz grundsätzlich ein schutzwürdiges Interesse
habe.

1.3.1 Wie vorne in E. 1.1 dargelegt, hat der Gläubiger nicht generell ein schutzwürdiges Inter-
esse an der Aufhebung oder Abänderung einer Verfügung. Vielmehr ist im Einzelfall abzuwä-
gen, ob durch die angefochtene Verfügung die legitimen und schützenswerten Interessen
des Beschwerdeführers aktuell tangiert sind. Im vorliegenden Fall begründet die Beschwerde-
führerin ihr schützenswertes Interesse damit, dass mit der Nichtbekanntgabe der Betreibung
an Dritte der Anschein erweckt werden könnte, die Betreibung sei unrechtmässig erfolgt, was
nachweislich nicht der Fall sei. Dabei übersieht sie, dass das Betreibungsamt weder den Be-
stand der Forderung noch die Rechtmässigkeit der Betreibung überprüfen darf. Die Prüfung
des Betreibungsamtes bei einem Gesuch um Nichtbekanntgabe einer Betreibung beschränkt
sich auf das Vorliegen formaler Voraussetzungen (vgl. Bericht der Kommission für Rechtsfra-
gen des Nationalrates vom 19. Februar 2015, BBl 2015 3217). Die Frage der Rechtmässigkeit
der Betreibung ist demnach nicht Gegenstand des vorliegenden Verfahrens. Entsprechend
kann die Beschwerdeführerin daraus kein schutzwürdiges Interesse ableiten.

1.3.2 Hinzu kommt, dass die betreibende Person nicht Partei des Verfahrens der Nichtbekan-
ntgabe der Betreibung an Dritte nach Art. 8a Abs. 1 lit. d SchKG ist. Sie hat „keinen Anspruch
darauf, dass ihre Betreibung bei der betriebenen Person im Register aufgeführt wird“ (vgl.
vorne E. 1.2). Entsprechend fehlt es an einem schutzwürdigen Interesse der Beschwerde-
führerin, dass die Betreibung bei der B. AG im Betreibungsregister aufgeführt wird.

1.3.3 Schliesslich ist festzuhalten, dass die Beschwerdeführerin gegen die B. AG neben der
Betreibung Nr. [. . .] vom 19. Dezember 2017, die Gegenstand der vorliegenden Beschw-
erde bildet, auch die Betreibung Nr. [. . .] vom 18. Dezember 2018 anhängig gemacht hat.
Der Forderungsgrund ist auf beiden Zahlungsbefehlen identisch («Forderungen [darunter u.a.
Rückforderung Mehrkosten, Schadenersatz, Bereicherungsansprüche] im Zusammenhang mit
den Umbauprojekten [. . .]»). Die Forderungssumme wurde in der Betreibung Nr. [. . .] gegenüber
der Betreibung Nr. [...] nur geringfügig reduziert («CHF 39’345’758.00» statt «CHF 39’376’338.00»).
Bei der B. AG im Betreibungsregister ist demnach trotz Nichtbekanntgabe der Betreibung Nr.
[. . .] an Dritte noch immer eine Betreibung der Beschwerdeführerin in fast gleicher Höhe
aufgeführt. Damit fehlt es der Beschwerdeführerin auch an einem aktuellen schutzwürdigen
Interesse an der Aufhebung der angefochtenen Verfügung.
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1.4 Auf die Beschwerde ist demnach mangels eines schutzwürdigen Interesses der Beschw-
erdeführerin nicht einzutreten.

Obergericht, II. Beschwerdeabteilung, Urteil vom 3. April 2019 (BA 2019 5)

1.2 Art. 144 SchKG

Regeste:
Art. 144 SchKG. – Wenn das Verwertungsergebnis nur einem einzelnen Gläubiger zusteht,
entfällt die Notwendigkeit eines Kollokationsplans und einer Verteilungsliste. Das Betrei-
bungsamt hat eine Schlussabrechnung zu erstellen und zur Verteilung zu schreiten.

Aus dem Sachverhalt:

1. Mit Arrestbefehl vom 16. Dezember 2016 verarrestierte der Einzelrichter am Kantons-
gericht Zug auf Gesuch von A. (nachfolgend: Beschwerdeführer) zur Sicherung von dessen
Darlehensforderung gegen B. (nachfolgend: Schuldner) von umgerechnet CHF 14’900’427.95
74’740 nicht ausgegebene, auf den Namen des Arrestschuldners lautende Namenaktien im
Nennwert von je CHF 100.00 der C. AG in Liquidation, sowie sämtliche Ansprüche des Ar-
restschuldners am Liquidationserlös der C. AG in Liq. bis zur Höhe der Arrestforderung nebst
Kosten. Die vom Schuldner dagegen erhobene Arresteinsprache wies der Einzelrichter am
Kantonsgericht Zug mit Entscheid vom 16. Mai 2017 ab. Gegen den am 21. Juni 2017 in der
Betreibung Nr. [. . .] zugestellten Zahlungsbefehl des Betreibungsamtes X. erhob der Schuld-
ner keinen Rechtsvorschlag. Am 28. Februar 2018 pfändete das Betreibungsamt X. in Abwe-
senheit des Schuldners dessen Guthaben auf dem Konto des Betreibungsamtes in der Höhe
von CHF 4’907’293.60, herrührend aus dem Anspruch des Schuldners am Liquidationserlös
der C. AG in Liq. (Pfändung Nr. [. . .]).

2. Am 4. April 2018 teilte das Betreibungsamt X. dem Beschwerdeführer mit, D. (nachfolgend:
Drittansprecherin) habe am 3. April 2018 Unterlagen zum Aktienkauf eingereicht. Die Unter-
lagen liessen vermuten, dass «das Eigentum des Aktienerlöses» bei ihr sei. Entsprechend
werde dem Beschwerdeführer mit separatem Schreiben Frist zur Klage nach Art. 108 SchKG
angesetzt. Mit Verfügung vom 9. April 2018 machte das Betreibungsamt dem Beschwerde-
führer erneut Anzeige von der Ansprache von D. am Liquidationserlös der 74’740 Namenak-
tien der C. AG in Liq. und setzte ihm eine 20-tägige Frist zur Aberkennung dieses Anspruchs
gemäss Art. 108 Abs. 2 SchKG an. Dagegen erhob der Beschwerdeführer bei der II. Beschw-
erdeabteilung des Obergerichts als Aufsichtsbehörde über Schuldbetreibung und Konkurs
Beschwerde, welche mit Urteil vom 16. August 2018 teilweise gutgeheissen wurde. Das Be-
treibungsamt X. wurde angewiesen, in der Betreibung Nr. [. . .] und Pfändung Nr. [. . .] das
Widerspruchsverfahren gemäss Art. 107 SchKG einzuleiten. Das Betreibungsamt setzte der
Drittansprecherin Frist zur Klage gemäss Art. 107 Abs. 5 SchKG an. Die Drittansprecherin
erhob innert Frist keine (rechtsgültige) Widerspruchsklage.
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3. Am 19. Mai 2018 stellte das Betreibungsamt die Pfändungsurkunde E. gestützt auf eine
Vollmacht vom 15. Mai 2018 per Post zu. Mit Schreiben vom 5. Juni 2018 teilte E. dem Be-
treibungsamt mit, dass er die Urkunde erhalten, der Schuldner indes das Geschäftsverhältnis
mit ihm gekündigt und er nur Befugnisse zur Akteneinsicht gehabt habe. In der Folge stellte
das Betreibungsamt X. die Pfändungsurkunde auf dem Weg der internationalen Rechtshilfe
dem Schuldner an seinem Aufenthaltsort in der Strafanstalt [. . .] in Russland zu, wo er sie
am 4. Dezember 2018 in Empfang nahm.

4. Mit Schreiben vom 28. Januar 2019 liess der Beschwerdeführer dem Betreibungsamt X.
eine Bestätigung zusenden, wonach er sämtliche Betreibungskosten übernehme und auf
deren Geltendmachung gegenüber dem Schuldner verzichte. Die Auszahlung des Erlöses
solle daher umgehend nach Rücksendung der Pfändungsurkunde an das Betreibungsamt X.
erfolgen. Am 7. Februar 2019 erschienen RA F. und RA G. als Vertreter des Beschwerde-
führers auf dem Betreibungsamt und bekräftigten den Standpunkt des Beschwerdeführers.
Mit Schreiben vom 13. Februar 2019 trug der Beschwerdeführer sein Anliegen nochmals de-
tailliert vor.

5. Mit Verfügung vom 21. Februar 2019 erklärte das Betreibungsamt X., es werde, sobald es
im Besitz der Zustellbescheinigung der Pfändungsurkunde sei, und nach Rechtskraft der Pfän-
dungsurkunde eine Verteilliste/Abrechnung für den Schuldner und den Gläubiger erstellen.
Dem Schuldner werde die Mitteilung der Auflage der Verteilliste/Abrechnung auf dem Weg
der internationalen Rechtshilfe zugestellt. Die Auszahlung an den Beschwerdeführer erfolge
erst nach Rechtskraft der Verteilliste/Abrechnung.

6. Hiergegen liess der Beschwerdeführer mit Eingabe vom 4. März 2019 Beschwerde bei der
II. Beschwerdeabteilung des Obergerichts Zug als Aufsichtsbehörde über Schuldbetreibung
und Konkurs einreichen und folgende Anträge stellen:

1. Die Verfügung des Betreibungsamtes X. vom 21. Februar 2019 sei aufzuheben.

2. Das Betreibungsamt X. sei gerichtlich anzuweisen, die Verteilung der gepfändeten Mittel
in der Betreibung Nr. [. . .] und in der Pfändung Nr. [. . .] des Betreibungsamtes X. an den
Beschwerdeführer vorzunehmen.

Eventualiter
1. Die Verfügung des Betreibungsamtes X. vom 21. Februar 2019 sei aufzuheben.

2. Das Betreibungsamt X. sei gerichtlich anzuweisen, Abschlagszahlungen in der Betreibung
Nr. [. . .] und in der Pfändung Nr. [. . .] des Betreibungsamtes X. in Höhe von CHF 4’887’000.00
vorzunehmen.

Unter Kosten- und Entschädigungsfolgen zuzüglich Mehrwertsteuer.
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7. Das Betreibungsamt X. beantragte in der Beschwerdeantwort vom 12. März 2019 die Ab-
weisung der Beschwerde.

8. Am 29. März 2019 machte der Beschwerdeführer von seinem allgemeinen Replikrecht
Gebrauch.

9. Mit Verfügung vom 21. März 2019 teilte das Betreibungsamt X. dem Beschwerdeführer
mit, dass die Verteilungsliste nun während 10 Tagen beim Betreibungsamt zur Einsichtnahme
aufliege. Dem Schuldner werde die Verfügung «Anzeige Auflage Schlussabrechnung» nach
Übersetzung in die russische Sprache auf dem Weg der internationalen Rechtshilfe an die
Adresse in Russland zugestellt. Für den ungedeckten Betrag werde eine Verlustbescheinigung
in der Höhe von CHF 10’117’292.45 ausgestellt.

10. Dagegen liess der Beschwerdeführer mit Eingabe vom 29. März 2019 Beschwerde bei der
II. Beschwerdeabteilung des Obergerichts Zug als Aufsichtsbehörde über Schuldbetreibung
und Konkurs einreichen und folgende Anträge stellen:

1. Die Verfügung des Betreibungsamtes X. vom 21. März 2019 sei aufzuheben.

2. Das Betreibungsamt X. sei gerichtlich anzuweisen, die Verteilung der gepfändeten Mittel
in der Betreibung Nr. [. . .] und in der Pfändung Nr. [. . .] des Betreibungsamtes X. an den
Beschwerdeführer vorzunehmen.

Eventualiter
1. Die Verfügung des Betreibungsamtes X. vom 21. März 2019 sei aufzuheben.

2. Das Betreibungsamt X. sei gerichtlich anzuweisen, Abschlagszahlungen in der Betreibung
Nr. [. . .] und in der Pfändung Nr. [. . .] des Betreibungsamtes X. in der Höhe von CHF 4’887’000.00
vorzunehmen.

Unter Kosten- und Entschädigungsfolgen zuzüglich Mehrwertsteuer.

In prozessualer Hinsicht liess der Beschwerdeführer zudem beantragen, die beiden Beschw-
erdeverfahren seien zu vereinigen.

11. In der Beschwerdeantwort vom 10. April 2019 beantragte das Betreibungsamt X. die Ab-
weisung der Beschwerde.

12. Dazu nahm der Beschwerdeführer unaufgefordert am 16. April 2019 Stellung.

13. Auf die Begründung der gestellten Anträge wird in den Erwägungen eingegangen.
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Aus den Erwägungen:

1. Anfechtungsobjekt der beiden Beschwerden sind die Verfügungen des Betreibungsamtes
X. vom 21. Februar 2019 und vom 21. März 2019 in der Betreibung Nr. [. . .]. Die beiden Ver-
fügungen stimmen inhaltlich im Wesentlichen überein. Die Beschwerdeverfahren sind daher
zu vereinigen und gemeinsam zu erledigen.

2. Der Beschwerdeführer rügt, Voraussetzung für die Verteilung des Pfändungssubstrates
gemäss Art. 144 Abs. 1 SchKG sei, dass die Verwertung abgeschlossen sei, die Pfändungsan-
schlussfristen nach Art. 110 f. SchKG abgelaufen seien und keine Ausschluss- oder Auf-
schubsgründe gegeben seien. Alle drei Voraussetzungen seien vorliegend erfüllt. Das Be-
treibungsamt X. wolle aber die Verteilung noch von weiteren Voraussetzungen abhängig
machen. Zum einen gehe es zu Unrecht davon aus, dass die Schlussabrechnung dem Schuld-
ner zuzustellen sei und erst nach Rechtskraft derselben eine Verteilung in Frage komme.
Er (der Beschwerdeführer) habe gegenüber dem Betreibungsamt die Übernahme der Betrei-
bungskosten erklärt und auch gegenüber dem Schuldner unwiderruflich auf deren Geltend-
machung verzichtet, womit der Schuldner von diesen Kosten überhaupt nicht belastet sei.
Abgesehen davon würde eine erfolgreiche Beschwerde des Schuldners gegen die Schlussrech-
nung lediglich dazu führen, dass dem Schuldner noch zusätzliche Mittel ausbezahlt werden
müssten. Zum anderen gehe das Betreibungsamt fälschlicherweise davon aus, dass eine
Verteilung nur dann erfolgen könne, wenn eine Verteilungsliste nach Art. 146 SchKG vorliege.
Stehe jedoch – wie vorliegend – das Verwertungsergebnis nur einem einzelnen Gläubiger
zu, erübrige sich die Errichtung eines Kollokationsplanes und einer an diesen anknüpfende
Verteilungsliste als «auf rechtlicher Basis der Kollokation zu vollziehende arithmetische Op-
eration zur Ausmittlung der Verteilungsbetreffnisse». Diesfalls werde vielmehr lediglich eine
Abrechnung über das Ergebnis der Pfändung erstellt.

3. Gemäss Art. 144 SchKG findet die Verteilung statt, sobald alle in einer Pfändung enthalte-
nen Vermögensstücke verwertet sind (Abs. 1). Es können schon vorher Abschlagsverteilun-
gen vorgenommen werden (Abs. 2). Aus dem Erlös werden vorweg die Kosten für die Verwal-
tung, die Verwertung, die Verteilung und gegebenenfalls die Beschaffung eines Ersatz¬gegenstandes
(Art. 92 Abs. 3 SchKG) bezahlt (Abs. 3). Der Reinerlös wird den beteiligten Gläubigern bis zur
Höhe ihrer Forderungen, einschliesslich des Zinses bis zum Zeitpunkt der letzten Verwertung
und der Betreibungskosten (Art. 68 SchKG) ausgerichtet (Abs. 4). Können nicht sämtliche
Gläubiger befriedigt werden, so erstellt das Betreibungsamt den Plan für die Rangordnung
der Gläubiger (Kollokationsplan) und die Verteilungsliste (Art. 146 Abs. 1 SchKG).

3.1 Die Verteilung gestützt auf Art. 144 SchKG erfordert einerseits die kumulative Erfüllung
gewisser positiver Voraussetzungen. Anderseits dürfen gewisse negative Voraussetzungen
nicht erfüllt sein. Zunächst kann eine Verteilung nur erfolgen, wenn alle in der Pfändung, d.h.
in der infrage stehenden Pfändungsgruppe, enthaltenen Vermögenswerte verwertet wurden.
Daneben muss als zweite Voraussetzung – über den Wortlaut von Art. 144 Abs. 1 SchKG
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hinaus – der Erlös der Verwertung vom Betreibungsamt einkassiert worden sein. Schliesslich
muss als dritte Voraussetzung eine etwaige Pfändungsanschlussfrist abgelaufen sein. Der
Pfändungsanschluss kann nämlich zu einer Vergrösserung des relevanten Pfändungssub-
strats bzw. zu einer Vergrösserung des Kreises der partizipierenden Gläubiger führen. Als
negative Voraussetzung erfordert die Verteilung, dass diese weder ausgeschlossen noch
aufgeschoben ist. Ausgeschlossen ist die Verteilung, wenn die Betreibung infolge Rückzugs
und unterlassener Erneuerung des Verwertungsbegehrens erlischt. Aufgeschoben ist die Verteilung
insbesondere bei strafrechtlicher (nicht dagegen bei fiskalischer) Beschlagnahme des Verw-
ertungserlöses, bei Bestreitung durch Bauhandwerker gemäss Art. 117 VG, bei hängigem
Widerspruchsverfahren, bei hängiger Beschwerde bei aufschiebender Wirkung, bei Einstel-
lung bzw. Aufhebung einer Betreibung nach Art. 85 bzw. Art. 85a SchKG und im Kontext
des Arrests bis zur Erledigung des Verfahrens betreffend Rechtsbeständigkeit des Arrests
bzw. über die Forderung selbst (Schmid, in: Kren Kostkiewicz/Vogt, Kommentar zum Bun-
desgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs, 4. A. 2017, Art. 144 SchKG N 8 ff.; vgl. auch
Schöniger, Basler Kommentar, 2. A. 2010, Art. 144 SchKG N 9 ff; Stöckli/ Possa, in: Hunkeler
[Hrsg.], Kurzkommentar SchKG, 2. A. 2014, Art. 144 SchKG N 2 ff.).

3.2 Wenn der Erlös aus dem vorangegangenen Pfändungs- und Verwertungsverfahren zur
Deckung aller daran geltend gemachten Forderungen (inkl. Zins und Betreibungskosten) nicht
ausreicht, hat das Betreibungsamt den Kollokationsplan und eine Verteilungsliste zu erstellen.
Wenn das Verwertungsergebnis nur einem einzelnen Gläubiger zusteht, entfällt die Notwendigkeit
eines Kollokationsplans, gleichgültig, ob der Gläubiger einen Ausfall erleidet oder volle Deck-
ung erhält (vgl. Schöniger, a.a.O., Art. 146 SchKG N 6; Sprecher, in: Hunkeler [Hrsg.], a.a.O.,
Art. 146 SchKG N 1). Das Betreibungsamt hat eine Schlussabrechnung zu erstellen und zur
Verteilung zu schreiten (Schöniger, a.a.O., Art. 146 SchKG N 5; vgl. auch Fritzsche/Walder,
Schuldbetreibung und Konkursrecht nach schweizerischem Recht, Band I, 1984, § 32 N 14).
Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts macht bei einer Einzelpfändung die Ausstel-
lung eines Kollokationsplanes und einer Verteilungsliste keinen Sinn. Das Betreibungsamt
hat bloss die Schlussabrechnung zu erstellen (vgl. BGE 37 I 562 E. 1). Auch das Zürcher
Obergericht äusserte sich in diesem Sinne: «Grundlage der Verteilung bilden der Kollokation-
splan und die Verteilungsliste, welche zu erstellen sind, wenn von mehreren Gläubigern nicht
sämtliche befriedigt werden können (Art. 146 Abs. 1 SchKG). Ist nur ein Gläubiger vorhan-
den, wird lediglich eine Abrechnung über das Ergebnis der Pfändung erstellt» (vgl. Urteil des
Obergerichts Zürich PS150039 vom 26. März 2015 E. 2.3.2).

3.3 Das Betreibungsamt hat in jedem Fall eine Abrechnung zu erstellen. Auch wenn sämtliche
beteiligten Gläubiger befriedigt werden können, hat das Betreibungsamt über die Verteilung
des Verwertungserlöses eine Abrechnung zu erstellen, und zwar unabhängig davon, ob für
den Schuldner noch ein Überschuss verbleibt oder nicht. Ob dies von Amtes wegen zu
geschehen hat oder nur auf Antrag des Schuldners hin, ist kontrovers. Während sich die Lehre
mehrheitlich für eine Zustellung von Amtes wegen ausspricht (vgl. Schmid, a.a.O., Art. 144
SchKG N 60; Schöniger, Basler Kommentar, 2. A. 2010, Art. 144 SchKG N 61, je mit Hin-

13



Inhaltsverzeichnis

weisen), vertritt das Bundesgericht die Auffassung, die Zustellung habe nur auf Antrag des
Schuldners zu erfolgen (BGE 77 III 77 E. 2; Urteil des Bundesgerichts 7B.202/2001 E. 3).
Wie es sich damit letztlich verhält, kann offenbleiben, weil die Frage auf den Ausgang der
vorliegenden Beschwerdeverfahren keinen Einfluss hat.

4. Im vorliegenden Fall wurde das Barguthaben des Schuldners auf dem Konto des Be-
treibungsamtes X. in der Höhe von CHF 4’907’293.60, herrührend aus dem Anspruch des
Schuldners am Liquidationserlös der C. AG in Liq., gepfändet. Die Pfändungsurkunde wurde
dem Schuldner am 4. Dezember 2018 zugestellt. Weil ein Barguthaben gepfändet wurde, ent-
fällt hier die Verwertung (vgl. Rüetschi, in: Hunkeler [Hrsg.], a.a.O., Art. 144 SchKG N 4). Der
Erlös der Verwertung wurde vom Betreibungsamt einkassiert. Die Pfändungsanschlussfris-
ten gemäss Art. 110 und Art. 111 SchKG sind abgelaufen. Es liegen keine Ausschluss- oder
Aufschubsgründe vor. Die Drittansprecherin, die geltend gemacht hatte, sie habe mit Kaufver-
trag vom 23. November 2016 die unverbrieften, auf den Namen des Schuldners lau-tenden
Namenaktien der C. AG in Liq. vom Schuldner gekauft, erhob innert Frist keine (rechts-
gültige) Widerspruchsklage gemäss Art. 107 SchKG. Der Schuldner hat keine weiteren Drit-
tansprecher genannt oder bezeichnet und es haben sich auch keine solchen nach erfolgter
öffentlicher Bekanntmachung im SHAB gemeldet. Damit sind sämtliche Voraussetzungen für
die Verteilung des gepfändeten Barguthabens gemäss Art. 144 Abs. 1 SchKG erfüllt.

4.1 Wie vorne in E. 3.2 dargelegt, entfällt bei einer Einzelpfändung – wie vorliegend – die
Notwendigkeit eines Kollokationsplanes und einer Verteilungsliste. Es ist lediglich eine Schluss-
abrechnung bzw. eine Abrechnung über das Ergebnis der Pfändung zu erstellen. Dem vom
Betreibungsamt X. zitierten BGE 77 III 77 lässt sich nicht entnehmen, dass eine Verteilung
nur erfolgen kann, wenn eine Verteilungsliste nach Art. 146 SchKG vorliegt. Entsprechend ist
in der vorliegenden Einzelpfändung keine Verteilungsliste auszustellen.

4.2 Das Betreibungsamt stellt sich auf den Standpunkt, die Schlussabrechnung sei zuerst
dem Schuldner zuzustellen, bevor eine Verteilung in Frage komme. Dem kann nicht gefolgt
werden. Die Verteilung nach Art. 144 SchKG hat zu erfolgen, wenn gewisse positive Voraus-
setzungen kumulativ erfüllt sind und als negative Voraussetzung die Verteilung weder aus-
geschlossen noch aufgeschoben ist (vgl. vorne E. 3.1). In der Praxis verstreicht zwischen
dem Zeitpunkt, in dem die Voraussetzungen der Verteilung erfüllt sind, und der effektiven
Verteilung eine gewisse Karenzfrist. Im Unterlassungsfall steht der Beschwerdeweg offen (vgl.
Schmid, a.a.O., Art. 144 SchKG N 14). Im vorliegenden Fall sind sämtliche Voraussetzungen
für die Verteilung des gepfändeten Barguthabens gemäss Art. 144 Abs. 1 SchKG erfüllt (vgl.
vorne E. 4.1). Es besteht daher kein Grund, mit der Verteilung zuzuwarten. Dies gilt umso
mehr, als zwischen der letzten Verwertung und der effektiven Ausrichtung des Reinerlös-
es kein Zins geschuldet ist, obschon der Gläubiger über das Kapital während dieser Periode
nicht verfügen kann. Der Gläubiger hat für diese Phase jedenfalls dem Grundsatz nach keinen
Anspruch auf (Verzugs-)Zins (vgl. Schmid, a.a.O., Art. 144 SchKG N 55). Hinzu kommt, dass
eine Erklärung des Beschwerdeführers bei den Akten liegt, wonach er definitiv und unwider-
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ruflich alle Betreibungskosten in der Betreibung Nr. [. . .] des Betreibungsamtes X. gegen
den Schuldner bis zum Höchstbetrag von CHF 15’000.00 übernimmt. Zudem verzichtet er
unwiderruflich auf die Geltendmachung der Betreibungskosten gegenüber dem Schuldner.
Entsprechend wäre der Schuldner bezüglich der Kosten gar nicht beschwert und könnte
keine Beschwerde gegen die Schlussabrechnung führen. Ohnehin würde eine erfolgreiche
Beschwerde des Schuldners gegen die Schlussabrechnung im vorliegenden Fall lediglich dazu
führen, dass dem Beschwerdeführer zusätzliche (und nicht weniger) Mittel ausbezahlt wer-
den müssten. Schliesslich gilt es zu beachten, dass die Kosten in der Betreibung Nr. [. . .]
und Pfändung Nr. [. . .] feststehen, womit die Schlussabrechnung im jetzigen Stadium des
Vollstreckungsverfahrens erstellt werden kann.

5. Nach dem Gesagten erweisen sich die beiden Beschwerden als begründet. Die Verfügun-
gen des Betreibungsamtes X. vom 21. Februar 2019 und vom 21. März 2019 in der Betreibung
Nr. [. . .] sind aufzuheben. Das Betreibungsamt X. ist anzuweisen, die Verteilung der gepfän-
deten Mittel in der Betreibung Nr. [. . .] und der Pfändung Nr. [. . .] an den Beschwerdeführer
vorzunehmen.

6. Nach Art. 20a Abs. 2 Ziff. 5 SchKG ist das Verfahren vor der kantonalen Aufsichtsbehörde
über Schuldbetreibung und Konkurs – von hier nicht interessierenden Ausnahmen abgese-
hen – kostenlos, und im Beschwerdeverfahren nach Art. 17 ff. SchKG darf keine Parteient-
schädigung zugesprochen werden (Art. 62 Abs. 2 GebV SchKG).

Obergericht, II. Beschwerdeabteilung, Urteil vom 14. Mai 2019 (BA 2019 7 und BA 2019 21)
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